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VI ZR 88/54 
Verkündet 

am 22c Juni 1955 Malessa, Justizsekretär 
als Urkundsbeamter der Ge­

schäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

des Kaufmanns Georg 0 in Wl

Beklagten* Berufungsklägers und Revisionsklägers, 
- Prozessbevollmächtigters Rechtsanwalt Br*

g e g e n

den Kraftfahrer Georg 0 in bei

Kläger, Berufungsbeklagten und Revisionsbeklagten, 
Prozessbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr,

hat der VI« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 15» Juni 1955 unter Mitwirkung der 
Bundesrichter Dr. Kleinewefers, Hanebeck, Dr, Bode, Dr. Hauß* 
lind Erbel

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Beklagten wird das 
Urteil des 2. Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts in Oldenburg vom 3. Februar 1954 
aufgehoben, soweit zum Nachteil des Beklag­
ten entschieden worden ist«
In diesem Utofang wird die Sache zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten der Revision, an das Beru­
fungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Am 9* Oktober 1951 befuhr der Händler Ewald 
gegen 18,30 Uhr auf seinem Motorrad (196 ccm Hubraum) 
mit eingeschalteter Beleuchtung die Bundesstrasse 75 von 
Bad Zwischenahn in Richtung Oldenburg: Der Kläger sass 
auf dem Soziussitz des Motorrades. Er hatte es Übernom­
men, jeweils die Fahrtrichtungsänderung anzuzeigen, P ^ ^  
^^beabsichtigte, nach links in den Neuenkruger Gemeinde­
weg einzubiegen, der die Gemeinde Neuenkrug mit der Bun­
desstrasse 75 verbinde--^—Etwa 40 bis 50 m vor der Ein­
mündung dieses Weges forderte er den Kläger auf, die Än­
derung der Fahrtrichtung anzuzeigen. Kurz vor der Einmün­
dung fragte I ^ p ^ d e n  Kläger, ob er den linken Arm aus­
gestreckt habe. Dieser bejahte die Frage,

Hinter ihnen fuhr der Beklagte mit seinem Personen­
kraftwagen in derselben Richtung. Er wollte das Motorrad 

überholen. Nachdem er durch Auf- und Abblenden 
der Scheinwerfer seines Wagens Zeichen gegeben hatte, 
fuhr er auf die linke Strassenseite, um zu überholen.
Als der Beklagte, der etwa 300 m von der Einbiegung des- 
Neuenkruger Weges entfernt wohnt, diese Einmündung er­
reichte, bog P ^ m m i t  seinem Motorrad plötzlich nach 
links in den Gemeindeweg ein. Die Fahrzeuge stiessen zu­
sammen- Der Kläger erlitt schwere Verletzungen; sein lin­
ker Unterschenkel musste amputiert werden«.

Der Kläger hat vorgebracht, der Beklagte habe ver­
botswidrig an einer Strasseneinmündung überholt. Er, der 
Kläger, habe entsprechend der Weisung des Beklagten etwa 
40 bis 50 m vor der Einmündung des Neuenkruger Weges sei­
nen linken Arm ausgestreckt, um die Änderung der Fahrt­
richtung anzuzeigen. Das habe der Beklagte erkennen müs­
sen.
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Der Kläger hat den Beklagten und B ^ | f ü r  den 
entstandenen Schaden verantwortlich gemacht und von 
ihnen als GesamtSchuldnern Zahlung von 3-267,81 DM so- 
wie ein angemessenes Schmerzensgeld verlangt. Berner 
hat er die Feststellung begehrt, dass der Beklagte und 
BBflB als Gesamtschuldner verpflichtet seien, ihm 
auch allen weiteren Schaden aus dem Unfall zu ersetzen.

Der Beklagte hat Abweisung der Klage beantragt und 
geltend gemacht, er habe überholen dürfen, weil der Neu- 
"SUkruger Gemeindeweg nur ein kleiner-Feldweg und keine 
Strasseneinmündung im Sinne des § 10 StVO sei. Der Un­
fall sei allein auf das schuldhafte Verhalten des Klä­
gers und des Motorradfahrers zurückzuführen. Beide hät­
ten es unterlassen, die Änderung der Fahrtrichtung anzu­
zeigen.

Das Landgericht hat den Schmerzensgeldanspruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und die erbetene 
Feststellung hinsichtlich der Ansprüche getroffen, die 
nicht auf einen öffentlichen Versicherungsträger überge­
gangen sind. Im Berufungsrechtszug hat der Kläger die 
Klage gegen mit dessen Zustimmung zurückgenommen.
Das Oberlandesgericht hat auf die Berufung des Beklagten 
den Schmerzensgeldanspruch des Klägers nur zu 3/4 dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt und auch nur in 
diesem Umfang die Verpflichtung des Beklagten zum Ersatz 
des weiteren Unfallschadens festgestellt.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Revision des 
Beklagten, mit der er volle Abweisung der Klage erstrebt. 
Der Kläger beantragt, die Revision zurückzuweisen.
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Entscheidungsgrundes

Die Revision ist begründet,

I.

Landgericht und Oberlandesgericht haben über den be­
zifferten Klageanspruch von 3«267>81 DM bisher nicht ent­
schieden« Dieser Anspruch ist daher nicht in den Revisions- 
rööhtszug gelangt. In der RevisionsInstanz sind vielmehr 
nur der vom Berufungsgericht zugesprochene Teil des Schmer­
zensgeldanspruchs und der Feststellungsanspruch in Streit-

*
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II.

Das Berufungsgericht hat die Schadenersatzpflicht des 
Beklagten bejaht, weil dieser das Motorrad des F ^ m ^ e n t -  
gegen dem Verbot des § 10 Abs 1 Satz 3 StVO in der zur Un- 
fallzeit geltenden Fassung an einer Strasseneinmündung über­
holt habe (§§ 823 BGB, 7 StVG).

1, Die Revision bittet um Nachprüfung, ob es sich bei 
Wegen der hier in Betracht kommenden Art um Strasseneinmün­
dungen handelt, an denen das Überholen verboten war. Ihr ist 
zuzugeben, dass sich § 10 Abs 1 Satz 3 StVO in der früheren 
Fassung nicht auf alle Feld- oder Landwege bezog, wie sie 
in grosser Zahl in Bundesstrassen einmünden, insbesondere 
nicht auf Wegeanlagen, die nur den Grundstücksanliegern als 
Zugang dienen, zu allgemeinen Verkehrszwecken aber nicht 
benutzt werden können und nicht benutzt werden» Nach den 
Feststellungen des Berufungsgerichts handelt es sich aber 
hier nicht um einen Weg dieser Art. Der Neuenkruger Weg 
dient vielmehr, wie das Berufungsgericht feststellt, seiner

l
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Einrichtung und seiner rechtlichen Bestimmung nach dem öf­
fentlichen Verkehr* Er stellt die Verbindung zwischen der 
Gemeinde Neuenkrug und der Bundesstrasse 75 her und trägt 
daher nicht nur dem VerkehrsbedUrfnis einer begrenzten Per-, 
sonenzahl Rechnung. Wie das Berufungsgericht weiterhin fest­
stellt, ist der Neuenkruger Weg auch seiner äusseren Er­
scheinungsform nach eine Strasse* Er ist an den seitlichen 
Grenzen mit Bäumen und Sträuchern bepflanzt und mündet in 
einer Breite von 18 m in die Bundesstrasse 75 ein. Der Tat­
sache, dass der Weg keinen festen Unterbau besitzt, hat 
das-Berufungsgericht mit Recht keine enteeheidende Bedeutung 
beigemessen, denn der Begriff der Strasse im Rechtssinne 
setzt nicht voraus, dass es sich um einen Verkehrsweg mit 
einer künstlich errichteten Fahrbahn handelt. Das entspricht 
auch der Bestimmung des § 1 Satz 2 StVZO,wonach alle für 
den Strassenverkehr oder für einzelne Arten des Strassen- 
verkehrs bestimmten Flächen als Strasse gelten (vgl auch 
BGHSt 4, 188 Das Berufungsgericht ist daher von ei­
ner zutreffenden Auslegung des Rechtsbegriffs der Strassen­
einmündung ausgegangen, als es auf die Einmündung des Neuen­
kruger Weges in die Bundesstrasse das zur Unfallzeit gelten­
de Überholverbot des § 10 StVO angewendet hat.

t*

hr*
U

2o Das Berufungsgericht hat aus der Tatsache, dass der 
Beklagte in Höhe der Einmündung überholt und damit objektiv 
gegen § 10 Abs 1 Satz 3 StVO a.F. verstossen hat, gefolgert, 
damit sei der Anscheinsbeweis gegeben, dass er den beim Über­
holen eingetretenen Unfall schuldhaft verursacht habe. Es 
hat im Anschluss an RGSt 73, 370 und 76, 1 ausgeführt, die 
Verkehrsvorschriften seien das Ergebnis einer auf Erfahrung 
und Überlegung beruhenden umfassenden Voraussicht möglicher 
Gefahren; schon ihr Dasein besage, dass durch ihre Verletzung 
die Gefahr eines Unfalls im Bereich der Möglichkeit liege 
und gestatte daher den Schluss auf die Voraussehbarkeit des

¥
%■
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Erfolges Das gelte für das Überholverbot des § 10 Abs 1 
Satz 3 StVO ebenso wie für die anderen Verkehrsvorschrif­
ten.,

Dieser Grundsatz ist in seinem Ausgangspunkt zu­
treffend; er kann aber in dieser Allgemeinheit nicht ge­
billigt werden, insbesondere auf § 10 Abs 1 Satz 3 StVO 
keine Anwendung finden, Freilich gestattet die Übertre­
tung einer Verkehrsvorschrift häufig den Schluss auf die 
Voraussehbarkeit des Erfolges, Indessen kommt diese Be- 
- deutung als Beweisanzeichen für die Voraussehbarkeit des 
Unfalls nicht allen Verkehrsvorschriften im gleichen Maße 
zu* Die Frage lässt sich nur anhand der einzelnen Bestim­
mungen und ihrer besonderen Aufgabe für die Sicherheit 
des Verkehrs entscheiden. Der 3. Strafsenat des Bundesge­
richtshofs hat in seinem Urteil BGHSt 182 den Stand­
punkt vertreten, bei einem Überholen an einer übersicht­
lichen Kreuzung brauche nicht allgemein damit gerechnet 
zu werden, dass der überholte Verkehrsteilnehmer plötz- ' 
lieh nach links ainbiege, Da das Überholen an einer völ- . 
lig übersichtlichen Kreuzung bei sonst ordnungsmässiger 
Fahrweise an sich ungefährlich sei und die Gefahr erst 
durch ein grobes Verschulden des Überholten eintreten kön­
ne, sei es nicht angängig, die Voraussehbarkeit des Un­
falls schon allgemein wegen der Übertretung des Überhol­
verbots zu bejahen,

Aus den gleichen Erwägungen können auch im vorliegen­
den Falle die Grundsätze des Anscheinsbeweises nicht in 
dem Sinne angewendet werden, dass das Übertreten des § 10 
Abs 1 Satz 3 StVO a.F. schon den Schluss auf eine Voraus­
sehbarkeit des Unfalls zulasse. Gleichwohl hat das Beru­
fungsgericht im Ergebnis zutreffend die Haftung des Be­
klagten bejaht. Einer Feststellung, dass der Beklagte mit
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einem plötzlichen Einbiegen des Motorrads habe rechnen 
müssen, hätte es bedurft, wenn nur § 823 Abs 1 BGB als 
rechtliche stütze des Klageanspruchs in Betracht kommen 
würde« Die Schadensersatzpflicht des Beklagten ist aber 
auch aus § 823 Abs 2 BGB in Verbindung mit § 10 Abs 3 
Satz 1 StVO herzuleiten« Das Urteil BGHSt 4, 182 ^1867 
sieht zwar die Hauptaufgabe dieser Bestimmung der Stras- 
senverkehrsordnung darin, in einem Kaum, der wegen der 
Kreuzung oder Einmündung von Strassen vermehrte Gefah- 
ren birgt, für möglichst übersichtlichen rechtsgeordne-^ 
ten Verkehr zu sorgen. Sie ist damit aber auch zum Schutt 
ze des öffentlichen Verkehrs geschaffen und dient dem 
Schutze eines jeden Verkehrsteilnehmers, der bei ihrer 
Übertretung gefährdet werden kann« Daher ist sie ein 
Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs 2 BGB«

Ist die unerlaubte Handlung durch Übertretung ei­
nes Schutzgesetzes (§ 823 Abs 2 BGB) begangen, so ist 
das zu fordernde Verschulden des Täters (Vorsatz oder 
Fahrlässigkeit) anders gestaltet als in den Fällen des 
§ 823 Abs 1 BGB. Der Tatbestand der unerlaubten Handlung 
nach § 823 Abs 2 BGB ist in dem Verstoss gegen die im 
Schutzgesetz enthaltene Anordnung erschöpft. Daher 
braucht sich auch das Verschulden des Täters nur auf 
diesen Verstoss selbst zu beziehen. Ob der Täter bestimm­
te Folgen seines Verhaltens z.B« die Verletzung der Rech­
te oder Rechtsgüter eines anderen vorausgesehen hat oder. 
bei gehöriger Sorgfalt hätte voraussehen können, wie der 
Vorsatz oder die Fahrlässigkeit des Abs 1 es erfordert, 
ist hier unerheblich, sofern nicht zum Tatbestand des 
Schutzgesetzes selbst eine solche Verletzung gehört, wie 
es z„B* bei der Körperverletzung nach § 223 StGB der 
Fall ist« Ist die Körperverletzung wie hier auch durch 
die fahrlässige Übertretung einer als Schutzgesetz an-
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zusehenden Bestimmung der Strassenverkehrsordnung (§18 
Abs 3 Satz 1 StVO) verursacht worden, so ist die Voraus­
sicht oder die Voraussehbarkeit der Körperverletzung 
zur Bejahung eines Verschuldens im Sinne des § 823 Abs 2 
BGB nicht erforderlich. Es kommt vielmehr nur darauf an, 
ob der Täter schuldhaft gegen das Schutzgesetz verstossen 
hat» Dies entspricht der ständigen Rechtsprechung des 
Reichsgerichts, von der abzugehen kein Anlass besteht 
(vgl BGB RGRKom 10» Aufl § 823 Anm 16 mit Hinweisen) 
und der des erkennenden Senats.

Bei dem hier festgestellten Sachverhalt kann nicht 
zweifelhaft sein, dass der Beklagte die Strassenverkehrs­
ordnung schuldhaft übertreten hat, Ihm waren die örtli­
chen Verhältnisse bekannt, weil er 300 m von der Einmün­
dung des Heuenkruger Weges entfernt seine Wohnung hat.
Er hätte daher bemerken müssen, dass er den Motorradfah­
rer an der Strasseneinmündung überholte. Bas in der Stras­
senverkehrsordnung enthaltene Verbot, an Strasseneinmün- 
dungen zu überholen, musste der Beklagte kennen, eine Un­
kenntnis wäre grob fahrlässig.

Ber Hinweis der* Revision,- die Einmündung des Heuen­
kruger Weges sei unübersichtlich und bei der Bunkelheit 
nicht erkennbar gewesen, vermag den Beklagten nicht zu 
entlasten. Bass es zur Unfallzeit dunkel war, ist nicht 
festgestellto In dem Polizeibericht, auf den das Beru­
fungsgericht in seinem Urteil hinweist, ist vielmehr ver­
merkt, dass Bämmerung -Obergang von Hell auf Benkel - 
herrschte. Bavon ist ersichtlich auch das Berufungsge­
richt ausgegangen. Bass es der fest ge st eilten Unüber- 
sichtbarkeit der Einmündung keine Bedeutung beigemessen 
hat, ist rechtlich nicht zu beanstendersHierauf konnte es 
nicht ankommen, weil der Beklagte die örtlichen Verhält­
nisse kannte.
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Die Schadensersatzpflicht des Beklagten ist daher 

vom Berufungsgericht zutreffend bejaht worden.

III,

Das Berufungsgericht hat den Einwand des MitVerschul­
dens (§ 254 BGB) für begründet erachtet; es hält für be­
wiesen, dass der Kläger die mit dem Einbiegen in den Neuen- 
kruger Weg verbundene Änderung der Fahrtrichtung nicht an­
gezeigt hat, obwohl er durch seine Erklärung, er habe den 
-Axnr ausgestreckt, den Beklagten darüber^in Sicherheit wieg-'] 
te, dass es gefahrlos möglich sei, in den STeuenkruger Weg 
einzubiegen.

Die weiteren Ausführungen, mit denen im Berufungsur­
teil die schuldhafte Unfallverursachung beider Teil ge­
geneinander abgewogen und der Schaden zu drei Vierteln 
dem Beklagten, zu einem Viertel dem Kläger aufgebürdet 
worden ist, halten einer rechtlichen Prüfung nicht stand. 
Zwar gehört die Abwägung der beiderseitigen Verantwortlich­
keit nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs * 
dem Gebiet tatrichterlicher Würdigung an. Mit der Revision. | 
kann aber gerügt werden, dass entweder wesentliche Tatumstä! 
ausser Betracht geblieben sind oder der Tatrichter der 
Schadensausgle.ichung^rechtüjch fehlerhafte Erwägungen zugrun­
de gelegt hat. Letzteres trifft hier zu. Denn das Beruf ungs'-] 
gericht hat sich ersichtlich auch hier von dem irrigen Ge­
danken leiten lassen, nach den Grundsätzen des Anscheins­
beweises ergeben sich, dass der Unfall für den Beklagten 
voraussehbar gewesen sei. Wie bereits ausgeführt, hat der 
Beklagte zwar schuldhaft gegen § 10 Abs 1 Satz 3 StVO a.P, 
verstossen. Ein weitergehendes Verschulden, das. die Voraus­
sehbarkeit des Unfalls einschliesst, kann ihm aber nicht 
zur Last gelegt werden. Der Beklagte durfte darauf vertrauen)
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Hass der vor ihm fahrende Motorradfahrer sich verkehrs- 
mässig verhielt; solange kein Anlass zur gegenteiligen 
Annahme bestand* brauchte er nicht damit zu rechnen, dass 
der Motorradfahrer plötzlich nach links abbog ohne die 
beabsichtigte Änderung der Fahrtrichtung rechtzeitig und 
deutlich angezeigt zu haben. Den Beklagten trifft somit 
ein geringeres Verschulden, als es vom Berufungsgericht 
zu lasten des Beklagten in die wagschale gev’orfen wor­
den isö« Wegen dieses Rechtsfehlers kann die im Berufungs­
urteil vorgenommene Verteilung des Schadens keinen Bestand 
Haben. -----

Das angefochtene Urteil war daher, soweit zum Machteil 
des Beklagten entschieden worden ist, aufzuheben und die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten der Revision, an das Berufungsgericht zu­
rückzuverweisen* Es erscheint mit Rücksicht auf den Vortrag 
des Beklagten erforderlich, dass das Berufungsgericht sich 
in seiner neuen Entscheidung auch mit der gutachtlichen 
Äusserung des im Strafverfahren vernommenen Sachverständj- 
gen befasst, der erklärt hat, es sei Erfahrungstat­
sache v dass bei Lichtverhältnissen, wie sie zur Unfallzeit 
gegeben waren, Gegenstände selbst auf geringe Entfernung 
nur ganz schwer zu erkennen sind* Kommt das Berufungsgericht 
allerdings erneut zu der Feststellung, dass der Kläger ent­
gegen seiner' dem Motorradfahrer gegebenen Zusage die Ände­
rung der Fahrtrichtung nicht angezeigt und durch seine wahr­
heitswidrige Angabe, er habe den linken Arm ausgestreckt, 
den Motorradfahrer veranlasst hat, ohne weitere Vorsichts*- 
massnahme nach links einzubiegen, so könnten dem Kläger 
bei der Schadensausgleichung nach § 254 BGB nur in gerin­
gem Umfang Ansprüche zugebilligt werden* Denn in diesem 
Falle würde der dem Beklagten anzurechnenden Betriebsge­
fahr seines Personenkraftwagens und seiner fahrlässigen
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Übertretung des § 18 Abs 3 Satz 1 StVO a»]?. ein grob 
leichtfertiges und unvernünftiges Verhalten des Klä­
gers gegenüberstehen und zu seinen Lasten auch zu be­
rücksichtigen sein, dass es durch sein Verhalten zu 
dem Zusammenstoss der Fahrzeuge, also dazu gekommen 
ist, dass sich die Gefahr, die von dem Motorrad aus­
geht, auswirken konnte (vgl auch das zur Veröffent­
lichung vorgesehene Urteil des Senats vom 8, Juni 
1955 - VT ZB 59/54 -).
Br. Kleinewefers Hanebeck "Br« Bode Br. Hauß Erbfi£
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